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Unterweisungserklärung Röntgen
gemäß § 63 StrlSchV

(Praxisstempel)

Unterweisung in die Arbeitsmethoden, mögliche Gefahren, anzuwendenden Sicherheits- und Schutz-
maßnahmen, den Inhalt des Strahlenschutzgesetzes und der Strahlenschutzverordnung, die Anzeige 
einer Röntgeneinrichtung und die Nutzung personenbezogener Daten

Im Einzelnen wurde auf die nachstehenden Punkte und deren Einhaltung besonders hingewiesen:

	 1.	�Das Strahlenschutzgesetz und die Strahlenschutzverordnungverordnung werden zur Einsicht 
ständig verfügbar gehalten.

	 2.	�Anhand der deutschsprachigen Gebrauchsanweisung wurde in die sachgerechte Handhabung 
durch eine entsprechend qualifizierte Person eingewiesen. Ein Abdruck der Anzeige nach § 19 
Abs. 1 StrlSchG und gegebenenenfalls der Betriebsanleitung nach § 24 Nr. 5 StrlSchV wird auf­
bewahrt. Die Gebrauchsanweisung, die Bescheinigung nach § 19 Abs. 3 Nr. 1 StrlSchG, der letzte 
Prüfbericht der Wiederholung der Strahlenschutzprüfung nach § 88 Abs. 4 Nr. 1 StrlSchV und 
gegebenenfalls die Bescheinigungen über Sachverständigenprüfungen nach wesentlichen Ände­
rungen des Betriebs der Röntgeneinrichtung werden bereitgehalten. Des Weiteren ist bei einer 
Röntgeneinrichtung ein aktuelles Bestandsverzeichnis gemäß MPBetreibV zu führen.

	 3.	�Röntgenaufnahmen dürfen nur von einem fachkundigen Zahnarzt nach Vorliegen einer recht­
fertigenden Indikation angeordnet werden. Zahnärztliches Personal darf unter ständiger Aufsicht 
und Verantwortung eines fachkundigen Zahnarztes Röntgenstrahlen anwenden, wenn es über die 
erforderlichen Kenntnisse im Strahlenschutz gemäß § 145 Abs. 2 Nr. 5 StrlSchV verfügt.

	 4.	�Vor der Anwendung von Röntgenstrahlen muss aufgezeichnet werden:

		� ■	�Besteht eine Schwangerschaft?

		� ■	 �Sind bereits Röntgenaufnahmen des Bereichs angefertigt worden, der jetzt untersucht werden soll?

	 5.	�Die durch die Röntgenuntersuchung bedingte Strahlenexposition ist soweit einzuschränken, wie 
dies mit den Erfordernissen der medizinischen Wissenschaft zu vereinbaren ist. Hierzu zählt ins­
besondere der Einsatz hochempfindlicher Filme, soweit es die klinische Fragestellung zulässt.

	 6.	�Den Patienten sind Bleischürze bzw. Kinnschild als Strahlenschutzvorrichtungen anzulegen.

	 7.	�Der Kontrollbereich bei einem Tubusgerät, OPG und Fernröntgen beträgt 1,5 m. Während der 
Röntgenaufnahme darf sich nur die zu untersuchende Person im Kontrollbereich aufhalten. 
Die Aufnahme ist außerhalb des Kontrollbereichs auszulösen.

	 8.	�Nur aus zwingenden Gründen ist Betreuungs- und Begleitpersonen der Zutritt zum Kontroll­
bereich gestattet (z.B. das Filmhalten bei kleinen Kindern). Sie sind vorab über die potentiellen 
Gefahren bei der Anwendung von Röntgenstrahlen und ihre Vermeidung zu unterweisen. Um 
ihre Strahlenexposition zu beschränken, sind geeignete Maßnahmen zu ergreifen (§ 122 Abs. 1 
StrlSchV), wie z.B. das Anlegen von Bleischürzen, Aufenthalt möglichst außerhalb des direkten 
Strahlengangs.
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	 9.	�Nach erfolgter Abnahmeprüfung ist in regelmäßigen und in den erforderlichen Zeitabständen zu 
prüfen, ob die für die Anwendung erforderliche Qualität weiterhin erreicht wird (Konstanzprü­
fung). Es ist zu prüfen, ob die Bezugswerte, die in der letzten Abnahmeprüfung erhoben wurden, 
eingehalten werden. Das Ergebnis ist zu dokumentieren. Zu den Aufzeichnungen gehören auch 
die Aufnahmen der Prüfkörper und der Prüffilme. Ist die erforderliche Bildqualität nicht mehr 
gegeben, ist unverzüglich die Ursache zu ermitteln und zu beseitigen. Die Prüfintervalle für digi­
tale und analoge Röntgengeräte sowie für Befundmonitore sind dem „QSR-Leitfaden“ auf den 
Internetseiten der Röntgenstelle der Bayerischen Zahnärzte (RBZ) zu entnehmen.

	10.	�Über die Anwendung von Röntgenstrahlen müssen Aufzeichnungen angefertigt werden,  aus 
denen der Zeitpunkt, die Art der Anwendung, die untersuchte Körperregion, Angaben zur 
rechtfertigenden Indikation nach § 119 Abs. 3 i.V.m. § 120 StrlSchV und bei einer Untersuchung 
zusätzlich der erhobene Befund hervorgehen. Weiterhin ist die Strahlenexposition des Patienten zu 
ermitteln, soweit diese erfasst worden ist, oder die zu deren Ermittlung erforderlichen Daten und 
Angaben.

	11.	�Sofern personenbezogene Daten zur Beachtung der Strahlenschutzgrundsätze verarbeitet und 
genutzt werden, sind sie nur zu diesem Zweck zu verwenden.

Zahnärztliches Personal löst i. d. R. die Röntgenaufnahme außerhalb des Kontrollbereichs aus, es besteht 
keinerlei Notwendigkeit den Kontrollbereich zu betreten.

Im Hinblick auf die Risiken einer Strahlenexposition für das ungeborene Kind muss gemäß § 63 Abs. 5 
StrlSchV darauf hingewiesen werden, dass dem Strahlenschutzverantwortlichen eine Schwangerschaft 
so früh wie möglich mitzuteilen ist. Das betrifft alle Personen, denen der Zutritt zum Kontrollbereich 
gestattet ist (z.B. Patientinnen, Begleit- und Betreuungspersonen).

Hilfsmittel zur Einweisung:

■	� Bedienungsanleitungen und Gerätebücher der Röntgeneinrichtungen (unten genau bezeichnet) 

■	� Arbeitsanweisungen für die einzelnen Geräte

Unterwiesener: 	 	
	 Name, Vorname	 Unterschrift

Durch die Unterschrift wird bestätigt, dass der Unterzeichnende über oben aufgeführte Themen 
belehrt wurde.

Unterweisender: 	 	
	 Datum 	 Unterschrift

(Aufbewahrungsfrist: fünf Jahre gem. § 63 Abs. 6 StrlSchV)
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